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Auf Antrag der DB Fernverkehr AG (Vorhabenträgerin) erlässt das Eisenbahn-

Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 6 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende 

 
 

Plangenehmigung 
 
 

A. Verfügender Teil 

A.1 Genehmigung des  Plans  

Der Plan für das Vorhaben „Neubau einer Leichtbauhalle im ICE-Werk“, in  Hamburg-

Eidelstedt, Bahn-km 8,200 der Strecke 1220,Hamburg-Altona - Kiel, wird mit den in 

dieser Genehmigung aufgeführten Nebenbestimmungen genehmigt. 

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen: 

• Neubau einer Leichtbauhalle zur Lagerung von Großkomponenten, wie 

Klimageräte, Bugnasen etc. 

• Umschlagplatz 

• Grundstücksentwässerungsanlage mit Versickerungsmulde 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

1 Unterlage 1: Erläuterungsbericht vom 15.10.2019, 53 Seiten zzgl. 
1 Deckblatt  
 

genehmigt 

2 Unterlage 2: Übersichtsplan vom 15.10.2020, Maßstab ohne nur zur 
Information 

3 Unterlage 3.1: Lageplan ICE-Werk Eidelstedt, vom 15.10.2019, 
Maßstab 1:1000, Planzeichen GP 
Unterlage 3.2: Lageplan Baufeld vom 15.10.2019, Maßstab 
1:1000, Planzeichen GP 

genehmigt 

4 Unterlage 4.1: Bauwerksverzeichnis vom 15.10.2019, 1 Seite 
Unterlage 4.2: Lageplan zum Bauwerksverzeichnis, vom 
15.10.2019, Maßstab: ohne 

genehmigt 

5 .Unterlage 5: Unterlagen zu Grundstücken, Flächeninformation 
DB AG, vom 02.09.2019, Maßstab 1:1000.. 

nur zur 
Information 



Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben „Neubau einer Leichtbauhalle im ICE-
Werk“, Bahn-km 8,200 der Strecke 1220 Hamburg-Altona - Kiel, Az. 571pph/012-2019#010 vom 09.04.2020 

 
 

Seite 4 von 21 
 
 

Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

6 Unterlage 6.1: Grundbuchauszug, Blatt 11143, 9 Seiten zzgl. 1 
Deckblatt 
Unterlage 6.2:Gemarkung Eidelstedt, Flurstück 7111 

nur zur 
Information 

7 Unterlage 7.1: Ansicht Südost vom 15.10.2019, Maßstab 1:100 
Unterlage 7.2: Ansicht Südwest vom 15.10.2019, Maßstab 1:100 
Unterlage 7.3: Ansicht Nordwest vom 15.10.2019, Maßstab 1:100 
Unterlage 7.4: Ansicht Nordost vom 15.10.2019, Maßstab 1:100 
Unterlage 7.5: Grundriss Leichtbauhalle vom 15.10.2019, 
Maßstab 1:100 
Unterlage 7.6: Schnitt A-A Leichtbauhalle vom 15.10.2019, 
Maßstab 1:100 

nur zur 
Information 

8 Unterlage 8.1: Baustelleneinrichtungsplan/ 
Baustelleneinrichtungsflächen vom 15.10.2019, Maßstab: 1:1000 

nur zur 
Information 

9 Unterlage 9: Erfassung Tiefenentwässerung Nr. 4-9 vom 
15.10.2019/01.09.2017, Zeichnungs-Nr.: 4-9, Maßstab 1:800 

nur zur 
Information 

10 Unterlage 10: Faunistische Planungsraumanalyse vom Juni 
2019/15.10.2019, 10 Seiten zzgl. 1 Deckblatt und 2 Deckseiten  

nur zur 
Information 

11 Unterlage 11: UVP Formblatt U3 vom 15.10.2019, 28 Seiten nur zur 
Information 

12 Unterlage 12: Landschaftspflegerischer Begleitplan, P.013 00 
2720.90.001.100, vom 15.10.2019/Oktober 2019, 31 Seiten zzgl. 
1 Deckblatt 
Bestands- und Konfliktplan vom 15.10.2019, Maßstab 1:500, 
Ursprungsplan: Ivl 1220 Au-AY/03.98/NBF 3, [Unterlage 7.1] 
Maßnahmenplan: vom 15.10.2019, Maßstab 1:500, 
Ursprungsplan: Ivl 1220 Au-AY/03.98/NBF 3 [Unterlage 7.2]  
2 Maßnahmenblätter je 2 Seiten und 1 Deckseite {Unterlage 7.3]   

genehmigt 

13  Unterlage 13: Geotechnischer Bericht vom 
15.10.2019/14.11.2019, 21 Seiten und 5 Anlagen, zzgl. 1 
Deckblatt, Projektnummer: U-N000128P  

nur zur 
Information 

14 Unterlage 14.1: Schadstoffbericht vom 15.10. und 28.10.2019, U-
N000107P/UA 269258601117, 16 Seiten zzgl. 1 Deckblatt  

nur zur 
Information 

15 Unterlage 15.1: BoVEK-Feinkonzept, 1 Deckblatt, Blatt I – VIII, 
19 Seiten, Projekt-Nr: D.01G135109.05.201.0001 vom 
15.10.2019/24.10.2019,  
Anlage 1: Plan Einstufung der Kontaminationsflächen in 
Gefahrenklassen, Projekt Nr.201436, [Anlage 6.2] Maßstab 1:500 
Anlage 2: Lageplan Abschlagsproben, vom 03/2019 Maßstab: 
1:250 
Anlage 3: Abfalltechnische Voruntersuchungen, Auftragsnummer 
1900169001 
Anlage 4: Tabellarisches Entsorgungskonzept  

nur zur 
Information 

16 Unterlage 16.1: Kampfmittelerkundung vom 16.01./ 15.10.2019 nur zur 
Information 

17 Unterlage 17.1: Kostenberechnung, Projekt: P.013 002720 DB 
FV AE vom 05.09./15.10.2019, 4 Seiten  

nur zur 
Information 

18 Unterlage 18.1: Brandschutzkonzept Textteil vom 15.10.2019,   
42 Seiten, Ersteller: Hochbau- und Planungsbüro PROJEKT-BAU 
GbR,   

nur zur 
Information 
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Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

Unterlage 18.2: Lageplan vom 15.10.2019, Blatt-Nummer 18.2, 
Maßstab 1:1000 
Unterlage 18.3.1 Grundriss Erdgeschoss vom 15.10.2019, Blatt-
Nummer 18.3.1, Maßstab: 1:100 
Unterlage 18.3.2 Schnitt A-A vom 15.10.20 
19, Blatt-Nummer 18.3.2, Maßstab 1:100 
Unterlage 18.4 Brandschutzordnung Teil A 
Unterlage 18.5 – Sonstiges Inbetriebnahme- und 
Instandhaltungsprotokoll Löschwasseranlagen, „Überflur- und 
Unterflurhydranten“ nach DIN 14462, Service-
Auftragsnummer:82346882 vom 16.10.2018    

19 Unterlage 19.1: Muldenberechnung/Dimensionierung einer 
Sickergrube vom 15.10.2019, zzgl. 1 Deckblatt 
Unterlage 19.2: Entwässerungsplan, Projekt-Nr.: P.013 
002720.90.001.1001 vom 15.10.2019, Maßstab: 1:200  

nur zur 
Information 

20 Sonstiges: 
-Erklärung zur Nicht-Durchführung einer frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung vom 15.10.2019 
-Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis, Versickerung von 
Niederschlagswasser vom 28.10.2019, Antrag:7 Seiten und 3 
Anlagen:  
Anlage 1: geotechnischen Untersuchungen, Lage- und 
Aufschlussplan, 10/2019, Maßstab 1:200 
Anlage 2: geotechnischen Untersuchungen, Sondierprofile, 
10/2019, Maßstab 1:100 
Anlage 3.1 Dimensionierung einer Versickerungsgrube,  
Anlage 3.2: Überflutungsnachweis 

nur zur 
Information 

   

A.3 Bes ondere  Ents cheidungen 

A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen 

Der Vorhabenträgerin werden die wasserrechtlichen Erlaubnisse und Bewilligungen für 

die Benutzung von Gewässern nach Maßgabe der nachfolgend aufgeführten 

Einzelbestimmungen erteilt. Die Erlaubnis ist widerruflich. 

Wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Niederschlagwasser 

Nach Prüfung der Unterlagen durch die FHH BUE, den Dienststellen W12 

(Wasserwirtschaft) und W21 (Grundstücksentwässerung) und der zuständigen 

Wasserbehörde, dem Eisenbahn-Bundesamt, ist das Vorhaben mit Bedingungen und 

Auflagen genehmigungsfähig.  

Die Stellungnahmen der FHH BUE/W12 und W21 gehen der Vorhabenträgerin mit der 

Kopie des Schreibens der FHH BUE vom 17.02.2020, Az.: 111.45-07.357, zu und 

dienen ggf. zur Information über zwingende Rechtsvorschriften und Vorgaben.  
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Die Erlaubnis zum Bau der Grundstücksentwässerungsanlage wird mit folgenden 

Auflagen und Nebenbestimmungen erteilt:  

Es ist sicherzustellen, dass ein Leerlaufen der Regenrückhaltung möglich ist. 

Es ist sicherzustellen, dass der Regenrückhalteraum jederzeit betriebsbereit ist. Hierfür 

sind regelmäßige Inspektionen und Wartungen durchzuführen und im Bedarfsfall 

Reinigung und Instandhaltung/Instandsetzung zu veranlassen. Die Inspektionen und 

Wartungsmaßnahmen sind zu dokumentieren und bei einer Vollzugskontrolle oder 

Aufsichtsmaßnahme nachzuweisen.  

Sollte sich während des Betriebes der Versickerungsmulde herausstellen, dass die 

Rückhaltevolumina nicht ausreichend groß dimensioniert wurden, sind diese 

anzupassen. 

Weitere Auflagen und Bedingungen: 

1. Es darf nur unverschmutztes Niederschlagswasser über die Sickermulde zur 

Versickerung gebracht werden. 

2. Die Sickermulde ist zu bepflanzen. Unterhalb der Einläufe muss ein 

Speichervolumen von mindestens 46 m³ zur Verfügung stehen. 

3. Die Versickerung hat durch eine mindestens 30 cm mächtige, bewachsene 

Oberbodenschicht zu erfolgen. 

4. Die unterhalb der Anlage vorhandenen Auffüllungen sind durch unbedenkliche 

Sande mit den, der Dimensionierungen entsprechenden, 

Durchlässigkeitsbeiwerten auszutauschen. Eine Versickerung durch belastete 

Bodenschichten darf hier nicht erfolgen. 

5. In mindestens halbjährlichen Zeitabständen sind die Sickeranlagen auf 

eventuelle Ablagerungen hin zu überprüfen. Ablagerungen 

wassergefährdender Stoffe (wie z. B. Mineralöle, Benzinrückstände, Fette, 

schädliche Chemikalien u. s. w.), hervorgerufen durch Unfälle o. ä., sind 

unverzüglich der Wasserbehörde (Behörde für Umwelt und Energie, Amt für 

Wasser, Abwasser und Geologie - W12) anzuzeigen, nach Absprache zu 

entfernen und schadlos zu beseitigen. 

6. Die Mächtigkeit des Sickerraumes unterhalb der Sickeranlagen muss, bezogen 

auf den mittleren höchsten Grundwasserstand, mindestens 1 m betragen. Die 

Sickeranlagen dürfen nicht im Stauwasserbereich eingebaut werden. 
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7. Die vorgesehenen Standorte der Versickerungsanlagen sind von Strauch- und 

Baumbewuchs freizuhalten, um eine Verlandung durch Laub und das 

Zuwachsen von Speicherräumen zu vermeiden. 

8. Die Sickermulde ist ständig in einem betriebsfähigen Zustand zu halten. Um 

ihre Funktionsfähigkeit zu erhalten ist die nach Bedarf und mindestens zweimal 

pro Jahr zu mähen. Laub und Störstoffe sind insbesondere im Herbst und bei 

Bedarf zu entfernen. Die Durchlässigkeit ist bei Bedarf wiederherzustellen, 

Auskolkungen sind zu beseitigen. 

9. Sollte beim Bau der Versickerungsanlage von Dimensionierung, Anlagentyp, 

Tiefenlage der Anlagen etc. abgewichen werden, sind entsprechende 

Änderungsplanungen mit der Wasserbehörde (Behörde für Umwelt und 

Energie, Amt für Wasser, Abwasser und Geologie -W12) abzustimmen. Nach 

Fertigstellung der Versickerungsanlagen ist ein Plan mit den tatsächlichen 

Abmessungen und der Lage der Versickerungseinrichtungen an die 

Wasserbehörde (Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Wasser, Abwasser 

und Geologie - W12) zu senden. 

10. Beim evtl. Auftreten von Beeinträchtigungen für Nachbargrundstücke behält 

sich die Wasserbehörde (Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Wasser, 

Abwasser und Geologie - W12) die Forderung nach weiteren Maßnahmen, z. 

B. Vergrößerung der Versickerungskapazität, ausdrücklich vor. 

 

A.3.2 Konzentrationswirkung 

Durch die Plangenehmigung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere 

behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht 

erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VwVfG i. V. m. 

§ 75 Abs. 1 VwVfG). 
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A.4 Nebenbes timmungen 

A.4.1 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Die FHH Dienststelle BUE/W12 gibt in ihrer Stellungnahme (Schreiben vom 

17.02.2020, Az.: 111.45-07.357) folgende Hinweise auf zwingende Rechtsvorschriften 

zum Gewässerschutz: 

1. Das o.a. Grundstück befindet sich innerhalb der weiteren Schutzzone 

(Wasserschutzgebietes Eidelstedt/Stellingen. Die in § 5 der 

Wasserschutzgebietsverordnung aufgeführten Verbote sind zu beachten. 

2. Hier sind insbesondere folgende Anforderungen für den Baustellenbetrieb zu 

beachten: 

• Wassergefährdende Stoffe und Betriebsmittel (Schmier-, Treib- und 

Heizstoffe etc.) sind so zu lagern und zu sichern, dass keine 

Verunreinigungen des Untergrundes und des Grundwassers erfolgen 

können (§ 5, Nr. 2 SchutzgebietsVO). 

• Das Betanken, Reparieren, Abfetten und gegebenenfalls Säubern der 

Fahrzeuge und Baumaschinen ist grundsätzlich mit äußerster Sorgfalt 

durchzuführen, so dass eine Gefährdung des Untergrundes und des 

Grund- und Oberflächenwassers ausgeschlossen sind (§ 5, Nr. 2 

SchutzgebietsVO). 

• Es sind neuwertige oder gleichwertige Fahrzeuge und Baumaschinen 

gemäß dem Stand der Technik einzusetzen, die sich in einwandfreiem 

technischem Zustand befinden und keine Schmier- und Treibstoffe 

verlieren oder durch Restschadstoffe aus eventuellen früheren 

Einsätzen in kontaminierten Bereichen verschmutzt sind. 

• Die Geräte und Maschinen sind vor und während des Betriebs täglich 

durch den Baustellenleiter auf Dichtigkeit zu überprüfen. Bei Leckagen 

sind diese unmittelbar zu beseitigen; erst danach dürfen die Arbeiten mit 

diesen Geräten oder Maschinen wiederaufgenommen werden. 

• Es sollen nach Möglichkeit biologisch abbaubare Hydrauliköle und/oder 

Schmierstoffe verwendet werden. 
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A.4.2 Natur- und Artenschutz 

Die FHH BUE N3 bittet in ihrer Stellungnahme (Schreiben vom 17.02.2020, Az. 111.45-

079.357) nach Prüfung der Planungsunterlagen um Folgendes: Zur Einhaltung der 

Verpflichtungen nach § 15 Absätze 2, 4 und 6 BNatSchG sollen diese 

Nebenbestimmungen aufgenommen werden: 

• Der Landschaftspflegerische Begleitplan ist Bestandteil dieser Genehmigung. 

Die in dem Gutachten aufgeführten naturschutzfachlichen Maßnahmen sind 

verbindlich umzusetzen. 

• Für die durch das Vorhaben entstehenden Beeinträchtigungen des 

Naturhaushalts, die nicht durch Maßnahmen ausgeglichen oder ersetzt werden 

können, ist eine Ersatzzahlung nach § 15 Abs. 556 BNatSchG in Höhe von 

3.280,00 € zu leisten. Diese hat an die Behörde für Umwelt und Energie zu 

erfolgen. Eine Zahlungsaufforderung wird nach Rechtskraft der 

Plangenehmigung durch die Behörde für Umwelt und Energie, Abteilung 

Naturschutz, N32, zugeschickt. 

Planfeststellungsbehörde:  

Die Maßnahmen des LPB sind durchzuführen und es ist der Betrag von 3.280,00 € an 

die FHH BUE N32 anzuweisen. 

A.4.3 Immissionsschutz 
Baubedingte Lärmimmissionen 

1.  Bei der Durchführung des Bauvorhabens ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen - (AVV-Baulärm) zu beachten; es 

sind dementsprechend notwendige Maßnahmen zur Lärmminderung zu ergreifen. 

2. Bauarbeiten sind in den besonders geschützten Zeiten (Nachtruhe) sowie an Sonn- 

und Feiertagen so weit wie möglich zu vermeiden. 

3. Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass die Baustelle so geplant, eingerichtet 

und betrieben wird, dass Geräusche verhindert werden, die nach dem Stand der 

Technik vermeidbar sind (z.B. optimierte Aufstellung der Baumaschinen, Ausnutzung 

der schallabschirmenden Wirkung natürlicher und künstlicher Hindernisse). Die 

Vorhabenträgerin hat in diesem Zusammenhang auch die Wirksamkeit eines Einsatzes 

von mobilen, ggf. aufblasbaren Schallschutzwänden zu prüfen und zu bewerten. 

4. Die Vorhabenträgerin hat dafür zu sorgen, dass während der Bauzeit   geräuscharme 

Baumaschinen entsprechend der Baumaschinenlärmverordnung eingesetzt werden. 
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Es sind Bauverfahren bevorzugt einzusetzen, die lärmarme Vorgehensweisen 

beinhalten. 

5. Die Vorhabenträgerin hat durch entsprechende Baustellenkontrollen  

  sicherzustellen, dass die für Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften, 

insbesondere bzgl. Lärm, Erschütterung, Staub, Wasserreinhaltung und Schutz von 

angrenzenden Flächen eingehalten werden. 

            6. Sind in Einzelfällen massive Grenzwertüberschreitungen der AVV Baulärm 

zu  

erwarten und Schutzmaßnahmen technisch nicht möglich oder mit verhältnismäßigem 

Aufwand nicht realisierbar, ist zum Schutz der Anlieger vor lärmintensiven Arbeiten zur 

Nachtzeit die Bereitstellung von Ersatzschlaf- oder Wohnraum anzubieten. 

7. Analog zu Baustellen der Instandhaltung sind nur noch Automatische Warnsysteme 

zu verwenden, deren akustische Warnsignalgeber über eine Automatische 

Regelanpassung (APA) verfügen. Dies gilt nicht für Baustellen, an denen sich im 

Abstand von weniger als 1000 m beidseitig des von der Baumaß-nahme betroffenen 

Gleisabschnittes keine Gebiete im Sinne der Nr. 3.1.1 Buchstabe c bis f (Mischgebiete, 

allgemeine Wohngebiete, reine Wohngebiete, Kurgebiete und Krankenhäuser) der 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz vor Baulärm (Geräuschimmissionen – 

AVV Baulärm) befinden. Der Abstand von 1000 m reduziert sich, soweit beispielsweise 

durch Schallausbreitungshindernisse auf dem Weg von den Signalgebern zu den 

schützenswerten Gebieten schädliche Umweltauswirkungen durch Lärm nach der AVV 

Baulärm nachweislich nicht zu erwarten sind. 

Der Schallpegel der Warnsignalgeber darf an der unteren Grenze des Dyna-

mikbereiches der Automatischen Pegelanpassung maximal 97 dB(A) erreichen. 

 

Stoffliche Immissionen 

Die Vorhabenträgerin hat die bauausführenden Firmen vertraglich verpflichtet, die 

bauzeitlichen Staub- und Abgasimmissionen durch geeignete Maßnahmen wie die 

Feuchthaltung des Bodens, Einsatz schadstoffarmen Baumaschinen und 

Transportfahrzeuge sowie Abdeckung und Befeuchtung des zu transportierenden 

Materials sowie einzelner Baustraßenabschnitte so gering wie möglich zu halten. 
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A.4.4 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 
Die FHH BUE I31 (Abfallwirtschaft) gibt in ihrer Stellungnahme (Schreiben vom 

17.02.2020, Az. 111.45-079.357) an, dass die im Erläuterungsbericht (Unterlage 1.1), 

im Schadstoffbericht (Unterlage 14.1) und im BoVEK Feinkonzept (Unterlage 15.1) 

dargestellte Vorgehensweise bei der Entsorgung von Abfällen schlüssig sei. Mit der 

Stellungnahme der FHH BUE wird auf zwingende Rechtsvorschriften hingewiesen. 

Eine Kopie des Schreibens der FHH BUE wird der Vorhabenträgerin - ggf. zur 

Information - zugeschickt.  

Planfeststellungsbehörde:  

Erläuterungsbericht (Unterlage 1.1), Schadstoffbericht (Unterlage 14.1) und das 

BoVEK Feinkonzept (Unterlage 15.1) sind Bestandteile der Plangenehmigung. Die 

darin beschriebene Verfahrensweise bei der Entsorgung von Abfällen ist verbindlich 

umzusetzen. 

Die FHH BUE N22 (Bodenschutz und Altlasten) gibt in der Stellungnahme 

(Schreiben vom 17.02.2020, Az. 111.45-079.357) an, bei Beachtung folgender 

Auflagen keine Einwände zu haben: 

• Das bei der Baumaßnahme anfallende Aushubmaterial ist entsprechend dem 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen, bei der 

Verwertung sind die „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen 

Abfällen – Technische Regeln der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA)“ 

zu beachten. Bei der Verwertung des Oberbodens ist § 12 BBodSchV zu beachten.    

• Spätestens eine Woche vor Beginn der Erdarbeiten ist das Verbraucherschutzamt 

Eimsbüttel, Technischer Umweltschutz, Bodenschutz/Altlasten, Grindelberg 66, 20139 

Hamburg, Telefonnummer 040/42801-3367/2263 (Fax -2181), zu benachrichtigen, 

damit eine Besichtigung des Bodenaushubs und der Baugruben vorgenommen werden 

kann. Erst nach Freigabe durch das Verbraucherschutzamt dürfen die Bauarbeiten 

fortgesetzt werden (§ 77 HBauO). 

• Sollten während der Baumaßnahme Auffälligkeiten (z.B. Geruch, Verfärbung, 

Konsistenz, austretende Flüssigkeiten) im Untergrund oder im Bodenaushub 

festgestellt werden, ist während der Dienstzeiten das Fachamt Verbraucherschutz, 

Gewerbe und Umwelt (040/42801-3367/-2963) und außerhalb der Dienstzeiten das 

Referat Schadensmanagement der Behörde für Umwelt und Energie (040/42840-

2300) oder die jeweils nächstgelegene Polizei- und Feuerwehrdienststelle 

unverzüglich zu benachrichtigen (§ 1 HmbBodSchG). 
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Planfeststellungsbehörde: 

Die Auflagen der FHH BUE N 22 (Bodenschutz und Altlasten) sind zu beachten.   

A.4.5 Brand- und Katastrophenschutz 

Die Stellungnahme der Feuerwehr Hamburg vom 28.01.2020, Az.: -F 04220 –kn, 

erfolgt nach Prüfung der eingereichten Bauvorlagen des Planverfassers. Die 

Feuerwehr hat nach Prüfung der eingereichten Bauvorlagen des Planverfassers 

(insbesondere Unterlage 18) keine Bedenken, wenn die Maßnahmen entsprechend 

den eingereichten Unterlagen ausgeführt werden und zusätzlich nachfolgende Punkte 

beachtet werden: 

• ln vorheriger Abstimmung mit dem Wachführer der zuständigen Feuer- und 

Rettungswache Stellingen, Basselweg 71, 22527 Hamburg, Tel. (040) 42851-1501, 

Fax 42851-1509, EMail WF15@feuerwehr.hamburq.de sind die allgemeinen 

Objektinformationen, ein Übersichtsplan und ggf. ein Umgebungsplan des Objektes 

gemäß DIN 14095 (Feuerwehrpläne für bauliche Anlagen) zu erarbeiten bzw. ggf. den 

neuen örtlichen Gegebenheiten anzupassen und ständig auf dem aktuellen Stand zu 

halten. Die Pläne sind der zuständigen Feuer- und Rettungswache als PDF-Datei per 

E-Mail (wf15@feuerwehr.hamburg.de), zur Verfügung zu stellen. Ein Exemplar ist 

ständig am abgestimmten Platz beim Objekt für die Feuerwehr bereit zu halten. 

• Die Brandschutzordnung ist den neuen örtlichen Gegebenheiten ggf. anzupassen. 

Planfeststellungsbehörde: 

Die ausführungsbestimmenden Anforderungen (Auflagen und Hinweise dieses 

Bescheids) sind von der Vorhabenträgerin zu beachten.  

A.4.6 Kampfmittel 

In der Stellungnahme der FHH Behörde für Inneres und Sport (BIS) Feuerwehr 

Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht (GEKV, Gz.: BIS/F046-18/07919_1) vom 

16.01.2019 wird auf § 6 der KampfmittelVO verwiesen, wonach die 

Grundstückseigentümerin oder die Veranlasserin (DB Fernverkehr AG) des Eingriffs in 

den Baugrund geeignete Maßnahmen vorzunehmen hat, soweit diese zur 

Verhinderung von Gefahren und Schäden durch Kampfmittel bei der Durchführung der 

Bauarbeiten erforderlich sind. In der Stellungnahme der GEKV wird auf § 8 

KampfmittelVO hingewiesen, wonach Verdachtsflächen nach Maßgabe der TA –KRD 

Hamburg 2017 durch ein geeignetes Unternehmen zu untersuchen sind.  Laut 

Erläuterungsbericht (Unterlage 1.1), Seite 48, beabsichtigt die Vorhabenträgerin „zur 
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Sicherheit“ die Abstellung einer Fachkraft zur Erkundung von Kampfmitteln während 

der Tiefbauarbeiten auszuschreiben. 

Planfeststellungsbehörde: 

Zur Sicherheit hat die Vorhabenträgerin während der Tiefbauarbeiten eine Fachkraft 

zur Erkundung von Kampfmitteln abzustellen.  

A.4.7 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, Außenstelle Hamburg/Schwerin, möglichst frühzeitig schriftlich bekannt zu geben. 

A.5 Zus age[-n] der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder 

Absprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung 

getragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieser Plangenehmigung, als sie 

ihren Niederschlag in den genehmigten Planunterlagen gefunden haben oder in der 

Plangenehmigung nachfolgend dokumentiert sind. 

A.6 Ents che idung über Einwendungen, Forderungen, Hinweis e  und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von 

Behörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere 

Weise erledigt haben. 

A.7 Gebühr und Aus lagen  

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 

B. Begründung 

B.1 Sachverha lt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben Neubau einer Leichtbauhalle im ICE-Werk hat den Neubau einer 

Leichtbauhalle inklusive Umschlagsplatz zur Lagerung von Großkomponenten mit für 

die Baureihe ICE 4 zum Gegenstand. Die Anlagen liegen bei Bahn-km 8,200 der 

Strecke 1220  Hamburg-Altona - Kiel in Hamburg-Eidelstedt. 
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B.1.2 Verfahren 

Die DB Fernverkehr AG (Vorhabenträgerin) hat mit Schreiben vom 29.11.2019, Az. 

P.FBW-H 9(1), eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG 

für das Vorhaben „Neubau einer Leichtbauhalle im ICE-Werk" beantragt. Der Antrag 

ist am 02.12.2019 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hamburg/Schwerin, 

eingegangen. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 29.01.2020, Az. 571pph/012-2019#010, hat 

das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben keine 

Verpflichtung auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§§ 5 ff. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Plangenehmigungsverfahren Stellungnahmen von 

Trägern öffentlicher Belange eingeholt. 

Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder 

Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 
1. HAMBURG WASSER , Management Erschließungen und 

Baurechtsverfahren – IK2 Infrastrukturkoordination und 
Stadthydrologie Stellungnahme vom 13.01.2020. 

2. FHH Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz, Amt für 
Arbeitsschutz, vom 22.01.2020, Az.: V3-AS24  

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 
3. FHH Behörde für Energie und Umwelt, Stellungnahme vom 17.02.2020, 

Az.111.45-079.357 
4  FHH Behörde für Inneres und Sport, Feuerwehr, Vorbeugender Brand- 

und Gefahrenschutz, Stellungnahme vom 28.01.2020,-F 04220 - kn 
 

B.2 Verfahrens rechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 

AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 

Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan 

vorher festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen 

der Abwägung zu berücksichtigen. 
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An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. 

§ 74 Abs. 6 VwVfG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt werden oder die 

Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen 

Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben, 

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das 

Benehmen hergestellt worden ist und 

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die 

den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entsprechen 

muss. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für den 

Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 

Abs. 6 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das 

Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB 

Fernverkehr AG.  

B.3 Umweltverträglichkeit 

Das Vorhaben betrifft die Änderung einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen, 

Nummer 14.8 der Anlage 1 zum UVPG. 

Für das Vorhaben wurde mit der o. g. verfahrensleitenden Verfügung gemäß § 5 Abs. 1 

i. V. m. § 9 Abs. 3 UVPG (vorprüfungspflichtiges Änderungsvorhaben ohne UVP-

Pflicht im Ausgangsvorhaben) festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

B.4 Materiell-rechtliche  Würdigung des  Vorhabens  

B.4.1 Planrechtfertigung 

Grundlage der Planung ist Sicherstellung von Personenverkehrsleistungen durch die 

Erweiterung betriebsnaher Instandhaltungskapazitäten für die Baureihe ICE 4. Die 

Leichtbauhalle und der zugehörige Umschlagsplatz dienen der Bereithaltung von 

Bugnasen und Klimaanlagen der Baureihe ICE4.  

Die Planung ist damit „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 
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B.4.2 Wasserhaushalt 

Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen 

Die dem Antrag zu Grunde liegenden Pläne und Unterlagen der DB Fernverkehr AG 

vom 28.10.2019 sehen vor, dass alle Niederschlagswässer der versiegelten 

Verkehrsflächen und Dachflächen auf dem Gelände des Neubaus der Leichtbauhalle 

über eine Versickerungsmulde in den Untergrund versickert werden sollen.  

Bei dem oben beschriebenen Vorhaben handelt es sich um eine Gewässerbenutzung 

im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG, die gemäß § 8 WHG einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis bedarf.  

Gemäß § 12 Abs. 1 WHG ist die Erlaubnis zu versagen, wenn schädliche, auch durch 

Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare 

Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-

rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt werden.  

Der Begriff der „schädlichen Gewässerveränderung“ nach § 12 Abs. 1 WHG ist in § 3 

Nr. 10 WHG definiert als Veränderungen von Gewässereigenschaften, die das Wohl 

der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche Wasserversorgung, beeinträchtigen 

oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus dem WHG, aus aufgrund 

des WHG erlassenen Gesetzen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften 

ergeben.  

Zudem ist in § 48 Abs. 1 WHG ist geregelt, dass eine Erlaubnis für das Einleiten von 

Stoffen in das Grundwasser nur erteilt werden darf, wenn eine nachteilige Veränderung 

der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist (sog. Besorgnisgrundsatz).  

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine Versickerung des gesammelten 

Niederschlagswassers nur dann zulässig ist, wenn keine Hinweise auf schädliche 

Verunreinigungen vorliegen. Sofern eine Verunreinigung des Niederschlagswassers 

festgestellt wird, ist dieses gemäß den geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen 

fachgerecht und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Bei plangemäßer Ausführung des Vorhabens und Einhaltung und Beachtung der unter 

Punkt A.3.1.1 dieses Bescheides aufgeführten Nebenbestimmungen und Auflagen ist 

eine nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen, weshalb 

dem Besorgnisgrundsatz (§ 48 Abs. 1 WHG) in hinreichendem Maße Rechnung 

getragen wird.  
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Die gewählte Form der Niederschlagswasserbewirtschaftung (hier: Versickerung von 

Niederschlagswasser über eine Versickerungsmulde in den Untergrund) entspricht 

zudem den Vorgaben des § 55 Abs. 2 WHG. Danach soll Niederschlagswasser ortsnah 

versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 

Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 

wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 

wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist 

grundsätzlich zu begrüßen, dass unverschmutztes Niederschlagswasser wieder dem 

natürlichen Gewässerkreislauf zugeführt wird.  

Die FHH BUE, mit den Dienststellen W12 (Wasserwirtschaft) und W21 

(Grundstücksentwässerung), hat zu dem Plangenehmigungsverfahren mit Schreiben 

vom 17.02.2020 Stellung genommen und dem Vorhaben unter Einhaltung und 

Beachtung der unter Punkt A.3.1.1 dieses Bescheides aufgeführten 

Nebenbestimmungen und Auflagen zugestimmt.  

Die im Erlaubnisbescheid aufgeführten Auflagen und Nebenbestimmungen sind gem. 

§ 13 WHG zur Verhütung nachteiliger Wirkungen für andere und für die Ordnung des 

Wasserhaushalts geboten. 

Nach § 12 Abs. 2 WHG steht die Erteilung der Erlaubnis im Bewirtschaftungsermessen 

der zuständigen Behörde (hier: Eisenbahn-Bundesamt). Das Ermessen wurde 

entsprechend dem Zweck der Ermächtigung, innerhalb der gesetzlichen Grenzen und 

insbesondere unter Einhaltung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ausgeübt. 

Hierbei sind insbesondere die in den §§ 6 Abs. 1 WHG und in § 12 WHG aufgeführten 

Bewirtschaftungsgrundsätze und die zu beachtenden Sorgfaltspflichten zu 

berücksichtigen.  

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass Gründe des Allgemeinwohls, die zu einer 

Versagung der beantragten Gewässerbenutzungen führen müssten (§ 12 Abs. 1 

WHG), nicht vorliegen, sodass nach Festsetzung der für erforderlich gehaltenen 

Benutzungsbedingungen und Nebenbestimmungen die begehrte Erlaubnis erteilt 

werden konnte.  

 

Die (jederzeitige) Widerruflichkeit der wasserrechtlichen Erlaubnis ergibt sich aus § 18 

Abs. 1 WHG. 

Die Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes als für die Erteilung der Erlaubnis 

zuständige Wasserbehörde ergibt sich aus § 4 Abs. 6 AEG. 
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Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Auf Punkt A.4.1 wird verwiesen. 

B.4.3 Natur- und Artenschutz 

Auf den Punkt A.4.2 wird verwiesen.  

B.4.4 Immissionsschutz 

Baubedingte Immissionen 

Während der Bauphase treten Lärm- und Erschütterungsimmissionen, u. a. durch den 

Einsatz von Baugeräten und Baumaschinen, auf. Baustellen gelten nach § 3 Abs. 5 

des BImSchG als nicht genehmigungsbedürftige Anlagen. Nach BImSchG wird vom 

Betreiber gefordert, dass schädliche Umwelteinwirkungen, die nach dem Stand der 

Technik vermeidbar sind, verhindert werden sollen, und dass unvermeidbare 

schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß zu beschränken sind. Grundlage 

für die Beurteilung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Geräuschimmissionen von 

Baustellen ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG, 

Urt. v.10.07.2012, 7 A 11/11) die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 

Baulärm – Geräuschimmissionen - (AVV Baulärm). Darin sind Immissionsrichtwerte 

festgehalten, bei deren Einhaltung von einer zumutbaren Lärmbelästigung 

ausgegangen werden kann. Von den Baustelleneinrichtungen, durch die 

Bautätigkeiten und den Baustellenverkehr gehen nachteilige Auswirkungen aus, die 

das Umfeld vorübergehend beeinträchtigen. Die baubedingten, zeitlich und örtlich 

begrenzten unvermeidbaren Belastungen und Beeinträchtigungen sollen durch 

geeignete Maßnahmen (Einsatz von geräuscharmen Baumaschinen und 

Bauverfahren) soweit wie möglich minimiert werden. Durch baulich technische oder 

organisatorische Maßnahmen sollen bei verhältnismäßigem Aufwand die 

Baulärmpegel im Zeitraum Tag (7-20 Uhr) und Nacht (20-7 Uhr) derart effektiv 

verringert werden, dass die maßgebenden Immissionsrichtwerte der AVV eingehalten 

werden können. 

Die Baumaßnahme erfolgt im öffentlichen Interesse. Der Baulärm ist einmalig und 

zeitlich begrenzt. Aus diesem Grund sind einzelne Überschreitungen hinzunehmen, 

vorausgesetzt, dass insbesondere lärmarme Bautechniken und Baugeräte nach dem 

Stand der Technik eingesetzt werden und ergänzende Maßnahmen wie z.B. die 

frühzeitige Information der Betroffenen und Benennung eines Ansprechpartners 

(Lärmschutzbeauftragter) sowie Messungen zur Beweissicherung durchgeführt 
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werden. Im verfügenden Teil dieser Plangenehmigung sind unter Punkt A.4.4 

Nebenbestimmungen aufgenommen worden. Hierdurch wird gewährleistet, dass das 

Vorhaben während der Bauzeit mit den Belangen des Schutzes vor Einwirkungen 

durch Erschütterungen vereinbar ist. 

Stoffliche Immissionen 

Durch eine Nebenbestimmung unter Punkt A.4.3.2 wird sichergestellt, dass 

bauzeitliche Staub-und Abgasimmissionen durch geeignete Maßnahmen so gering wie 

möglich gehalten werden. Untersuchungen zu Feinstaubimmissionen im 

Schienenverkehr belegen, dass nicht mit maßgeblichen Erhöhungen der allgemeinen 

Feinstaubbelastung zu rechnen ist. 

B.4.5 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 

Mit den Auflagen der FHH BUE N22 soll sichergestellt werden, dass das anfallende 

Aushubmaterial bei der Baumaßnahme entsprechend den Rechtsvorschriften des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (24.02.2012) ordnungsgemäß und schadlos entsorgt, und 

gemäß den „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – 

Technische Regeln der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA)“ 

ordnungsgemäß verwerten wird. Für die Verwendung von Oberboden (z. B. 

Mutterboden) soll außerdem § 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) beachtet werden. Damit wird die Herstellung einer durchwurzelbaren 

Bodenschicht und die Reaktivierung des Bodens unterstützt und somit schädliche 

Bodenveränderungen verhindert bzw. die Sanierung von Altlasten gefördert.  

B.4.6 Brand- und Katastrophenschutz 

Die ausführungsbestimmenden Anforderungen nach § 3 Abs. 1 HBauO sind aufgrund 

von § 51 Abs. 1 HBauO (Prüftatbestände gemäß Nr. 2.2 FW BOA 3/91) erforderlich. 

Auf Punkt A.4.5 wird verwiesen.   

B.4.7 Kampfmittel 

Auf Punkt A.4.7 wird verwiesen. 

B.5 Ges amtabwägung 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die 

Planfeststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange 
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ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und 

untereinander abgewogen. 

B.6 Ents che idung über Gebühr und Aus lagen  

Die Entscheidung über die Gebühr und die Auslagen für diese individuell zurechenbare 

öffentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG 

i. V. m. der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV). 

C. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen den vorstehenden Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Klage beim 

  

Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 
Lübeckertordamm 4 

20099 Hamburg 

 

erhoben werden.  

 

Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. 

Die Klage kann auch als elektronisches Dokument an das für den Empfang 

elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und 

Verwaltungspostfach des Gerichts oder an die De-Mail-Adresse übermittelt werden. 

Das elektronische Dokument muss entweder mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur   der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 

Person signiert und über einen sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Sichere Übermittlungswege sind das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA), 

das besondere elektronische Behördenpostfach (beBPo) oder eine absenderbestätigte 

DE-Mail. Eine normale E-Mail genügt nicht. 

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Bundesrepublik Deutschland, vertreten 

durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), dieses 

vertreten durch den Präsidenten des EBA, Ast. Hamburg/Schwerin, 
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Schanzenstraße 80, 20357 Hamburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.  

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner 

Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und 

Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das 

Gericht zurückgewiesen werden.  

Ist der Kläger eine Person oder Vereinigung im Sinne des §4 Abs. 3 Satz 1 Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes, hat er innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab 

Klageerhebung die zur Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und 

Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf einer 

Frist vorgebracht werden, sind durch das Gericht nur zuzulassen, wenn der Kläger die 

Verspätung genügend entschuldigt.  

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 

Prozesskostenhilfeverfahren durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als 

Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte sowie die sonst nach § 67 Abs. 2 Satz 1 

und Abs. 4 Satz 7 VwGO genannten Personen und Organisationen zugelassen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

Ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 

sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte 

mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristische Personen des 

öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 

Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 

 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Hamburg/Schwerin 
Hamburg, den  
Az. 571pph/012-2019#010 
EVH-Nr. 3430886 
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